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Auch bei im Adminiſtrativverfahren hereinzubringenden Forderungen kann aus 
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Gehören die im § 10 sub b der Miniſterialverordnung 

vom 14. Brtober 1854, R. G. Bl. Ar. 238, betreffend die 

Ertheilung von Conceſſionen für Brinateifenbahnbauten, ge- 

meinten Schadenserſatzanſprüche vor das gerichtliche oder 
adminiſtrative Forum? 


Im Judicatenbuche des oberſten Gerichtshofes leſen wir nach⸗ 
ſtehenden unterm 28. October 1862, 3. 6190 ftatutrten Spruch: 

„Ueber Erſaßzanſpruche an Eiſenbahnunternehmungen wegen des 
Schadens, welcher durch den Eiſenbahnbau an öffentlichem oder Privat⸗ 
gute verurſacht wurde und wofür den Eiſenbahnunternehmungen im 
§ 10 lit. b der Verordnung des Handelsminiſteriums vom 14. Sep⸗ 
tember 1854, Nr. 238 R. G. Bl. die Haftung auferlegt iſt, haben 
die competenten Gerichtsbehörden zu entſcheiden.“ 

Daran knüpft das Judicatenbuch den Sachverhalt und die Mo⸗ 
tive alſo: . 

u Bezirksamt von Neulengbach und die ntederdfterreichtfche 
Statthalterei, letztere nach Austragung der Competenzfrage mit dem 
öſterreichiſchen Oberlandesgerichte, haben der Kaiſerin⸗Eliſabeth⸗Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft die Verpflichtung auferlegt, den Beſitzern jener Brunnen, 
welche durch einen Bahneinſchnitt an ihrem früheren Waſſergehalte 
verloren haben, Erſatz zu leiſten. In dem Recurſe machte die erwähnte 
Bahngeſellſchaft die Incompetenz der politiſchen Behörden zur Ent⸗ 
scheidung von Entſchädigungsanſprüchen geltend und nach einer prin⸗ 
cipiellen Anfrage des k. k. Staatsminiſteriums beſchloß der k. k. oberſte 
Gerichtshof das Judicat aus folgenden Erwägungen: Nach dem § 1338 
a. b. G. B. muß das Recht zum Schadenerſatz in der Regel wie jedes andere 
Privatrecht vor dem ordentlichen Richter angebracht werden; nun 
werden aber in dem § 10 lit. b der Verordnung des Handelsmini⸗ 
ſteriums vom 14. September 1854, R. G. Bl. Nr. 238 die Eiſen⸗ 


bahnunternehmungen für verpflichtet erklart, allen durch den Eiſenbahn⸗ 
bau veranlaßten Schaden an öffentlichem oder Privatgute zu vergüten; 
es muß daher auch hinſichtlich der Frage der eingetretenen Beſchädi⸗ 
gung und der Liquidirung des Schadens die Vorſchrift des § 1338 
a. b. G. B. Anwendung finden. Es würde ſonſt, wenn man die 
Entſcheidung über dieſe Haftungsverbindlichkeit den adminiſtrativen 
Behörden zuweiſen würde, ſich ein Widerſpruch zwiſchen dem § 9 
und § 10 derſelben Verordnung ergeben. Die Erſatzverbindlichkeit der 
Eiſenbahngeſellſchaften iſt eigentlich nur ein Corrollarium aus dem 
§ 365 a. b. G. B. und wenn man dieſelbe auch als eine erſt durch 
obige Verordnung des Handelsminiſteriums eingeführte und gewiſſer⸗ 
maßen als eine der Eiſenbahnunternehmung für das ſo ertheilte Pri⸗ 
vilegium auferlegte Gegenleiſtung anſehen wollte, fo bezieht ſich dieſelbe 
doch immerhin auf eine durch den Eiſenbahnbau verurſachte Beſchä⸗ 
digung, wofür die Unternehmung nach dem Geſetze zu haften hat, und 
fällt daher unter die Regel des § 1338 a. b. G. B.“ 

Wir glauben, es läßt ſich der in Frage befangene Spruch des 
höchſten Gerichtes bekämpfen. 

Der § 10 der vom Miniſterium für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Bauten unterm 14. September 1854 erfloſſenen (einem 
Geſetze gleichen) Verordnung normirt wörtlich: 

„Die conceſſtonirten Eiſenbahnunternehmungen haben außer den 
ſchon in den allgemeinen Geſetzen enthaltenen Verpflichtungen folgende 
Verbindlichkeiten gegenüber der Staatsverwaltung zu erfüllen: 


e 

b. die Eiſenbahnunternehmungen ſind verpflichtet, allen Schaden 
an öffentlichem oder Privatgute zu vergüten, welcher durch den frag⸗ 
lichen Eiſenbahnbau veranlaßt worden iſt.“ 

In dieſen Sätzen liegt ganz beſtimmt und für den Fall eines 
durch Eiſenbahnbau veranlaßten Schadens die Erſagpflicht aus⸗ 
geſprochen. Während das bürgerliche Geſetzbuch im dreißigſten Haupt⸗ 
ſtücke allgemein die Normen über Schadenserſatz und Genugthu⸗ 
ung aufſtellt, handelt es ſich hier um eine Gattung von Schäden, 
wofür ein Erſatz ſoll begehrt werden dürfen. Der Geſetzgebung im 
Jahre 1854 war es zweifelhaft, ob alle durch Eiſenbahnbauten ent⸗ 
ftandenen Schäden überhaupt und im Civilrechtswege hereinzubringen 
ſeien, ob nach dem bürgerlichen Geſetzbuche z. B. eine Klage auf 
Erſatz deſſen, daß ein Brunnen durch einen Bahneinſchnitt an Waſſer⸗ 
gehalt verloren, an fi) fundata oder gegenüber der Einrede aus 
§ 365 des a. b. G. B. („Wenn es das allgemeine Beſte erheiſcht, 
muß ein Mitglied des Staates gegen eine angemeſſene Schadloshal⸗ 
tung ſelbſt das vollſtändige Eigenthum einer Sache abtreten“), daß 
nämlich in der Expropriationsſumme oder in dem Grundeinlöſungs⸗ 
gelde die angemeſſene Entſchädigung nach jeglicher Richtung erſchöpft 


ſei, aufrecht zu erhalten wäre, — ſo entſtand denn die Miniſterial⸗ 
verordnung und mit ihr war eine diesfällige Anſpruchs begründung 
gegeben. 


Was aber die Geltendmachung des Schadenserſatzanſpruches und 
das Forum anbelangen, jo ſagt der Schlußparagraph ($ 13) der Mi- 
niſterialverordnung kategoriſch: 

„Angelegenheiten, welche ſich auf die Vollziehung dieſer Beſtim⸗ 
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mungen beziehen, find von dem Rechtswege ausgeſchloſſen und gehören verweigerte aber die Zahlung pro 1868, weil er damals nicht Be⸗ 


vor die adminiſtrativen Behörden.“ 8 

Die hierin enthaltene Beſtimmung des adminiſtrativ⸗richterlichen 
Forums erſchcint noch beſonders illuſtrirt durch die Vorſchrift des § 9 
der Verordnung, wonach „Schätzungen“ des zu expropriirenden Bodens 
und Entſchädigungsklagen über die Schätzungsſumme hinaus dem 
Rechtswege vorbehalten bleiben. 

Wenn der oberſte Gerichtshof ſich auf $ 1338 des g. b. G. B. 
ſtützt und hervorhebt, daß das Recht zum Schadenserſatz gleich jedem 
anderen Privatrechte bei dem ordentlichen Richter anzubringen ſei, jo 
iſt dawider zu bemerken, daß nach dieſem Paragraphen, welcher lautet: 
„Das Recht zum Schadenerſaßze muß in der Regel, wie jedes 
andere Privatrecht, bei dem ordentlichen Richter angebracht werden. 
Hat der Beſchädiger zugleich ein Strafgeſetz übertreten, ſo trifft ihn 
auch die verhängte Strafe. Die Verhandlung über den Schadenerſatz 
aber gehört auch in dieſem Falle, in fo ferne fte nicht durch die Straf⸗ 
geſetze dem Strafgerichte oder der politiſchen Behörde aufgetragen iſt, zu 
dem Civilgerichte“, unter ordentlichem Richter der Civilrichter im Gegenſatze 
zum Strafrichter gedacht erſcheint. Will man aber dieſen Gegenſatz nicht 
zugeben, fo würde zu bedenken fein, daß die Wörthen „in der Regel“ 
verrathen könnten, wie dem Geſetzgeber auch andere Behörden als das 
ordentliche Gericht bei Schadenserſatzanſprüchen vor Augen geſchwebt 
wären und daß gerade dieſe anderen Behörden die Adminiſtrativ⸗ 
behörden ſeien. 

Der Zug unſerer Legislation iſt überhaupt bislang dahin gegan⸗ 
gen, über Entſchädigungsbegehren, wo der Schaden durch Eiſenbahn⸗ 
bauten entſtanden, die politiſchen Behörden entſcheiden zu laſſen. 
Es ſei vergönnt, in dieſer Hinſicht namentlich das Hofkanzleidecret 
vom 29. Auguſt 1844, 3. 23.449 zu citiren, es heißt da (§ 4): 

„Denjenigen Eigenthümern oder Nutznießern von Gründen, welche 
durch die ihnen aufgetragene Beſchränkung in der Benützung ihres 
Eigenthums⸗ oder Nutzungsrechtes zu Gunſten der Staatseiſenbahn 
einen wirklichen und nachweisbaren Schaden erleiden ſollten, bleibt es 
vorbehalten, ihre diesfälligen Entſchädigungsanſprüche geltend zu machen, 
deren Anmeldung bei dem k. k. Kreisamte des Bezirkes zu geſchehen 
hat, in welchem der Grund gelegen iſt, hinſichtlich deſſen die Be⸗ 
ſchränkung eintritt.“ 

Daß man bei uns in der Periode von 1850 —1860 vorzugs⸗ 
weiſe geneigt war, Streitangelegenheiten der adminiſtrativen Dijudi⸗ 
cation zu übergeben, zeigt ein mäßig aufmerkſames Studium der 
Reichsgeſetzblätter. 

Endlich findet es leicht ſeine Erklärung, daß der Geſetzgeber 
bei durch Eiſenbahnbauten veranlaßten Schäden und dafür begehrten 
Eutſchädigungen die politiſchen Behörden zur Entſcheidung beruft. 
Denn ſein Eigenthum abtreten müſſen iſt hart, die „angemeſſene“ 
Entſchädigung dafür in langandauerndem gerichtlichen Proceſſe ſuchen 
zu müſſen, noch härter. So beſtimmte man die Adminiſtrativbehörden 
in dem Gedanken, daß das Verfahren vor ihnen ſchneller und 
weniger koſtſpielig ſei, als vor den Gerichten. 

Dr. Baron Exterde. 


Mittheilung aus der Praxis. 


Rückſtändige Collectur⸗ und Stolargebühren müſſen bei Meidung 
der Präcluſion in der gerichtlichen edietaliter angeordneten Liqui⸗ 
dirungstagſatzung angemeldet werden. 

Auch bei im Adminiſtrativverfahren hereinzubringenden Forde⸗ 
rungen kann aus der Verweigerung der Annahme eines Forderungs⸗ 
theiles eine Verzichtleiſtung auf 1 Forderung ſelbſt nicht gefolgert 
werden. 


Das Pfarramt S. fordert von Franz G., als derzeitigem Be⸗ 
ſitzer der Matzmühle, Collectur⸗ und Stolargebühren ſeit der Zeit von 
1868 bis 1871 im Betrage per 22 fl. 68 ½ kr. Franz G. erklärte, 
daß er für die Zeit von 1869 bis 1871, während welcher er bereits Beſitzer 
der Platzmühle geweſen, gern die Stolargebühren und Sammlungs⸗ 
gaben mit 16 fl. 53 %½ kr. leiſten wolle, übergab auch effectiv dieſe 
Summe an den Bürgermeiſter behufs Abführung an den Pfarrer, 


ſitzer der Plagmühle geweſen ſei, vielmehr Anfangs des Jahres 1869 
die Platzmühle bei der Liquidation nach Joſeph N. erſtanden habe 
und der Pfarrer zu S. verpflichtet geweſen wäre, bei der Gläubiger⸗ 
convocation vor Gericht den Stolar⸗ und Gebührenrückſtand pro 
1868 anzumelden. Da der Pfarrer das nicht gethan, ſo ſei er in 
Folge des gerichtlichen Präcluſivdecrets mit der in Frage befangenen 
Forderung ausgeſchloſſen, und er, der Erſteher, brauche pro 1868 
nichts zu zahlen. Der Pfarrer entgegnete, daß Stolar⸗ und Collectur⸗ 
gebühren eine Reallaſt ſeien, verweigerte die Annahme von 16 fl. 
53 ½ kr. und klagte bei der politifchen Bezirksbehörde die volle Summe 
ein. Die Bezirkshauptmannſchaft erkannte jedoch dem Pfarramte ledig⸗ 
lich 16 fl. 53 ½ kr. zu und gab dem Franz G. auf, dieſe binnen 
vierzehn Tagen bei Executionsmeidung zu entrichten. Die Gründe des 
Erkenntniſſes waren folgende: 

„Franz G., als Beſitzer der Platzmühle, beſtreitet nicht, dem 
Pfarramte S. ſeit dem Jahre 1869 Collecturen und Stolargebühren 
mit im Ganzen 16 fl. 53 ½ kr. zu ſchulden, er hat dieſe Schuld 
ſogar ſchon einmal erlegt gehabt. Indeſſen das Pfarramt S. hat die 
bezifferte Summe nicht angenommen, weil es eine Theilzahlung nicht 
anzunehmen brauche und auch die rückſtändigen Collecturgebühren für 
die Platzmühle aus dem Jahre 1868 begehre und begehren zu können 
vermeine. Allein Franz G. entgegnet, daß der fragliche Rückſtand ex 
1868 von dem Vorkeſitzer der Platzmühle herrühre und daß bei 
der Liquidation nach demſelben die in Streit befangenen Gebühren 
nicht angemeldet, daher erloſchen ſeien. 

Dazu bemerkt das Pfarramt S., daß Collecturgebühren auf 
der Behauſung haften, mithin der jeweilige Beſitzer derſelben ſolche 
Schulden zahlen müſſe. 

Wenn nun auch richtig iſt, daß Sammlungsgaben (Collecturen) 
eine Reallaſt ſind, ſo iſt doch auch unter der Partei nicht beſtritten, 
daß die Collecturen pro 1868 fällig waren zur Zeit, wo der ehe⸗ 
malige Beſitzer der Platzmühle, Joſeph Y., noch lebte. Von dieſem 
wurden ſie nicht gefordert und als nach ſeinem Tode eine Convocation 
der Verlaſſenſchaftsgläubiger ſtattfand, eine gerichtliche Liquidirungs⸗ 
tagſatzung angeordnet wurde, meldete das Pfarramt S. die rückſtän⸗ 
digen Sammlungsgaben nicht an. Dies ergibt ſich aus den dem 
Acte beiliegenden Verlaſſesacten. Und da das Edict des k. k. Bezirks⸗ 
gerichtes N. vom 12. December 1868, 3. 3229, die Gläubiger an 
die Verlaſſenſchaft des Joſeph Y. unter dem Präjudice, daß, wenn 
ſie ihre Forderungen in der Liquidirungstagſatzung nicht anmeldeten, 
ſie keinen weiteren Anſpruch an die Verlaſſenſchaft hätten, zur An⸗ 
meldung aufforderte, ſo mußte das Pfarramt S., welches ſich mit dem 
Nichtwiſſen der Gläubigerconvocation nicht entſchuldigen kann, feiner 
Anſprüche an die Verlaſſesmaſſe bezüglich der nicht angemeldeten 
Collecturen verluſtig werden und erſcheint der neue Beſitzer der Platz⸗ 
mühle nicht verpflichtet, die Sammlungsgaben aus dem Jahre 1868 
zu leiſten.“ 

Mit dieſem Erkenntniſſe gab ſich zwar das Pfarramt S. zu⸗ 
frieden, allein es recurrirte Franz G. und bemerkte: „Ich habe dem 
Pfarrer von S. bereits die ihm gebührenden 16 fl. 53 ½ kr. durch 
den Gemeindevorſteher übergeben laſſen, jener hat indeſſen die An⸗ 
nahme verweigert. Darin liegt ein Verzicht auf die ſchuldige Summe 
und Verzichte können nicht mehr zurückgenommen werden. Außerdem 
habe ich das Geld gegenwärtig nicht flüſſig, damals hatte ich es, ſo⸗ 
gar war es ſchon von mir dem Bürgermeiſter für das Pfarramt 
übergeben. Der Bürgermeiſter hat es nicht bei dem Pfarrer anbringen 
können und es ſelbſt im Depoſitum nicht behalten wollen. Ich habe 
daher geleiſtet, habe das Geld (wenn ich es auch damals zurückbe⸗ 
kommen) übergeben, ich habe gethan, was ich mußte. Jetzt brauche 
ich dem Allen nach nicht zu zahlen und es fällt mir derzeit auch 
hart, zu zahlen.“ 

Die ſteiermärkiſche Statthalterei wies jedoch unterm 24. 
September 1872, 3. 11.107, den Recurs zurück: „weil der 
Recurrent die Forderungen des Pfarramtes S. an rückſtändigen 
Collecturen und Stolgebühren für die Jahre 1869 bis 1871 mit 
16 fl. 53% kr. als richtig anerkannt habe, ferners mit Hindeutung 
auf § 1415 des a. b. G. B., wonach aus der Weigerung der An⸗ 
nahme eines Forderungstheiles eine Verzichtleiſtung auf die Forderung 
ſelbſt nicht gefolgert werden könne.“ E—e. 


Not iz. 


(Zur Praxis bei Legaltſirung en.) Einige Notare pflegen ihre Legali⸗ 
ſirungsclauſeln fo zu ſtyliſiren, daß fie nicht dem Wortlaute des § 29 der N. O. ge⸗ 
mäß beurkunden, „daß die Partel eine Urkunde in Gegenwart des Notars eigenhändig 
unterzeichnet oder die auf der Urkunde befindliche Unterzeichnung vor ihm als die ihrige 
anerkannt habe“, ſondern fie beſtätigen „die Echtheit der Unterſchrift des Herrn N. N.“. 
Von Seite mehrerer Gerichte und insbeſondere auch von Seite eines Oberlandesge⸗ 
richtes wurde aus dieſem Anlaſſe entſchieden, daß eine ſolche „Beſtätigung der Echt⸗ 
heit der Unterſchrift“ keine notarielle Legaliſirung im Sinne und in Gemüßheit des 
obgedachten Geſetzesparagraphen ſei, und insbeſondere wurden die ſo beglaubigten Ur⸗ 
kunden als nicht intabulattonsfähig erklärt. 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums für Landesvertheidigung vom 17. Juli 1872, 
Z. 5313/1427 II. anlangend Cartelconveutionen wegen Auslieferung von 
Stellungs pflichtigen. 


Im Nachhange zu den hierortigen Erläſſen vom 27. Jänner l. J., 3. 992/235, 
Abſatz III, 3, wird der k. k. Landesſtelle bezüglich der wegen Auslieferung von 
Stellungspflichtigen beſtehenden Cartelconventionen auf Grund der Zuſchrift des 
k. und k. Miniſteriums des Aeußern vom 21. Mai l. J., Z. 17.129 ex 1871 Nach⸗ 
ſtehendes eröffnet: 


Förmliche Conventionen über die gegenſeitige Auslieferung von Deſerteuren 
der Landarmee und von Recrutirungsflüchtlingen beſtehen derzeit nur folgende: 

1. mit Deutſchland und zwar die Bundes⸗Carteleonvention vom 10. Fe⸗ 
bruar 1831 (politiſche Geſetzſaammlung Band 59, Seite 78), deren Giltigkeit auch 
nach der Auflöſung des deutſchen Bundes allgemein anerkannt worden iſt, und zwar 
von Seite Preußens durch den Artikel XIII des Prager Friedensver trages vom 
23. Auguſt 1866, R. G. Bl. Nr. 103; — von Seite Baierns, Sach jens, Württem⸗ 
bergs, Badens, Heſſens, Sachſen⸗Weimars, Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, Sachſen⸗Meinin⸗ 
gen und Sachſen⸗Altenburg mittelſt nachträglicher Erklärungen, welche durch die 
Kundmachung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 12. December 1869, R. G. Bl. 
Nr. 182 bekannt gegeben wurden. 

Durch die betreffenden Erklärungen wurde auch der Bundesbeſchluß vom 
2. Juli 1863 (Miniſterialverordnung vom 25. Juli 1863, R. G. Bl. Nr. 68) in 
Betreff der gegenſeitigen Aufhebung der bei Auslieferungen von Deſerteuren erwach⸗ 
ſenden Transport- Unterhalts⸗ und Bewachungskoſten als giltig anerkannt und die 
Verzichtleiſtung auf die Vergütung der Ergreifungs⸗ oder Fangprämie ausge⸗ 
ſprochen. Mit dem Königreiche Preußen war die gegenſeitige Verzichtleiſtung auf die 
Vergütung aller diefer Auslagen ineluſtve der Fangprämie ſchon im Jahre 1860 ver⸗ 
einbart und find hievon ſämmtliche Länderſtellen mit Erlaß des k. k. Staatsmini⸗ 
ſteriums vom 8. December 1865, Z. 23.015 in Kenntniß geſetzt worden. Seither iſt, 
wie der k. k. Landesſtelle mit dem Erlaſſe vom 14. Februar 1871, 3. 1812 II eröffnet 
wurde, die Ausdehnung der Verzichtleiſtung auch auf die analogen Koſten bei der 
Auslieferung von Stellungsflüchtlingen ausdrücklich verabredet worden. 

Von den übrigen oben nicht genannten gegenwärtig zum deutſchen Reiche 
gehörigen Staaten und freien Städten des ehemaligen deutſchen Bundes liegen keine 
ausdrücklichen Erklärungen in Betreff der fortdauernden Giltigkeit der Bundes⸗Cartel⸗ 
Convention vom 10. Februar 1831 und des abändernden Bundesbeſchluſſes vom 
2. Juli 1863 vor. 

Angeſichts der gegenwärtigen vollſtändigen Centraliſirung des Heerweſens im 
deutſchen Reiche iſt aber nicht daran zu zweifeln, daß die Giltigkeit der eitirten 
Bundesbeſchlüſſe und ſelbſt die gegenſeitige Verzichtleiſtung auf den Erſatz ſämmtlicher 
Koſten ineluſive der Fangprämie im geſammten Gebiete des heutigen deutſchen Reiches 


anerkannt wird. 
Bezüglich des ehemaligen deutſchen Bundesſtaates Luxemburg ſind die in 


Rede ſtehenden Bundesbeſchlüſſe außer Kraft getreten. 

2. Mit den vereinigten Fürſtenthümern der Moldau und 
Walachei beſteht die Cartelconvention vom 31. Juli 1865, R. G. Bl. Nr. 57 
zu Recht. 

Außer den genannten Conventionen und abgeſehen von den mit einzelnen 
Seeſtaaten abgeſchloſſenen Uebereinkommen über die Anhaltung und Auslieferung 
flüchtiger Matroſen von Kriegs- oder Handelsſchiffen, welche Uebereinkommen nicht 
hieher gehören, beſtehen mit keinen weiteren auswärtigen Staaten Verträge über die 
Auslieferung von Deſerteuren und Recrutirungsflüchtlingen. 

Bezüglich einiger dieſer Staaten hat ſich jedoch, ohne daß Cartelconventionen 
beſtänden, im Laufe der Zeit eine feſtſtehende Praxis entwickelt, welche zu berückſich⸗ 
tigen iſt und zwar: 
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a. Dänemark. Mit dieſem Staate wurde im Jahre 1865 im Correſpondenz⸗ 
wege die gegenſeitige Auslieferung von Deſerteuren der beiderſeitigen Landarmeen, 
jedoch mit Ausſchluß der Recrutirungsflüchtlinge und mit dem Vorbehalte vereinbart, 
daß die Koſten der Einbringung und des Transportes der auszuljefernden Ausreißer 
jederzeit von dem requtrirenden Staate getragen werden ſollen. 


Die ehemals auch für die nichtdeutſchen Provinzen des Königreiches 
Dänemark zu Recht beſtandene Bundes⸗Cartelconvention vom 10. Februar 1831 
wurde als mit der gänzlichen Loslöſung Dänemark's von dem ehemaligen deutſchen 
Bunde in Folge der Abtretung der Herzogthümer Holſtein und Lauenburg durch den 
Friedensſchluß vom 30. October 1864 erloſchen erklärt und es wurde von dem Ab⸗ 
ſchlufſe einer förmlichen Cartelconvention bis auf Weiteres abgeſehen. 


Es kann ſomit die zwangsweiſe Abſtellung noch nicht eingereihter Recruten 
und beziehungsweiſe ſtellungspflichtiger Jünglinge zum Zweke der Erfüllung ihrer 
Wehrpflicht in der Heimat von der königl. däniſchen Regierung nicht verlangt werden. 

b. Frankreich. Die franzöſiſche Regierung hat ſich bisher ſtets bereitwillig 
gezeigt, öſterr.⸗ungar. Staatsangehörige, welche freiwillig in die franzöſiſche Armee 
und zwar meiſtens in die Fremdenlegion eingetreten waren, aus dem Militärverbande 
zu entlaſſen. 

Angeſichts der in neuerer Zeit fich häufenden Fülle dieſer Art und des Scha⸗ 
dens, welchen der franzöſiſche Staatsſchatz dadurch erleidet, wurde jedoch kürzlich die 
Entlaſſung ſolcher Freiwilligen franzöſiſcher Seits an die Bedingung geknüpft, daß 
die Transportkoſten für die Betreffenden von Marſeille ab nach ihrer Heimat über⸗ 
nommen werden. 

Die entlaſſenen Militärs der in Rede ſtehenden Kategorie pflegen, wenn ſie 
wie gewöhnlich nicht mit den erforderlichen Subſiſtenzmitteln verſehen ſind, von den 
franzbſiſchen Behörden abgeſchafft, und mit oder ohne Intervention der k. k. Conſulate 
nach ihrer Heimat inſtradirt zu werden. Eine zwangsweiſe Ablieferung von ſtellungs⸗ 
pflichtigen Perſonen zum Zwecke der Erfüllung ihrer Wehrpflicht in der Heimat 
findet jedoch princtpiell eben fo wenig ſtatt als die Auslieferung von Deferteuren. 

e. Italien. Die italieniſchen Behörden vermittelten bereitwillig unter 
Beobachtung der Reciprocität die Zuftelung von Aufforderungen zur Erfüllung der 
Wehrpflicht an in Italien verweilende öſterr.⸗ungar. Staatsangehörige. Die zwangs⸗ 
weiſe Ablieferung ſtellungspflichtiger Individuen findet jedoch principiell nicht ftatt, 
obgleich in einzelnen Fällen wehrpflichtige Perſonen, die wegen Ausweisloſigkeit und 
Mangel an Subſtiſtenzmitteln in Italien angehalten worden waren, von den italle⸗ 
niſchen Behörden im eigenen Intereſſe des Landes ausgewieſen und ohne Rückſicht auf 
ihre Militärpflicht ſchubweiſe über die öſterreichiſche Grenze geſchafft worden find 

d. Rußland. Ein ähnliches Verfahren wurde in einzelnen Fällen ſeitens der 
kaiſ. ruſſiſchen Behörden eingehalten, obgleich die zwangsweise Abſtellung milltär⸗ 
pflichtiger Individuen grundſätzlich nicht ſtattfindet. 

e. Die Türkei. Mit der Pforte beſteht kein förmliches Uebereinkommen über 
die gegenſeitige Auslieferung von Deſerteuren und militärpflichtigen Individuen. 
Doch beſteht zwiſchen beiden Staaten die Uebung, nicht bloß Verbrecher ſondern auch 
Militärausreißer und Recrutirungsflüchtlinge auszuliefern, wobei in jedem einzelnen 
Falle die übliche Zuſage der Reciprocität für künftige ähnliche Fälle verlangt und 
gegeben wird. Als Bedingung der Auslieſerung wird nach althergebrachter Uebung 
daran feſtgehalten, daß nicht etwa ein reclamirter Flüchtling in der Türkei zum Slam 
oder in Oeſterreich⸗Ungarn vom mohamedaniſchen zum chriſtlichen Glauben über 
getreten ſei, in welchem Falle die Auslieferung nicht erfolgt. 

Außerdem iſt in neuerer Zeit die Auslieferung politiſcher Verbrecher nicht 
zugeſtanden worden, jedoch wurden Recrutirungsflüchtlinge im Allgemeinen nicht als 
politiſche Flüchtlinge behandelt, wenn nicht ihrer Entfernung aus der Heimat ein 
politiſches Motiv zu Grunde lag. Uebrigens unterſtehen die Staatsangehörigen der 
öſterr.ungar. Monarchie im türkiſchen Reiche der Jurisdiction und Polizeigewalt 
der k. k. Conſulate. Es können daher Militärpflichtige, die ihrer geſetzlichen Stellungs⸗ 
verbindlichkeit nicht freiwillig nachkommen, über Anordnung des betreffenden k. und 
k. Conſulats nach ihrer Heimat abgeſtellt werden. Im Falle der Renitenz wird freilich 
das Conſulat in der Regel die Beihilfe der Localautorität in Anſpruch nehmen 
müſſen, daher immerhin praktiſch die Frage maßgebend ſein, ob die türkiſche Behörde 
nach den Umſtänden des ſpeciellen Falles zur Auslieferung verpflichtet ſei oder nicht. 

Bezüglich der Frage ob die für die unmittelbar unter der Herrſchaft der 
Pforte ſtehenden Provinzen giltigen Principien in dieſer Beziehung auch auf die von 
der Türkei abhängigen Staaten ſich erſtrecken, beſteht ein weſentlicher Unterſchied in 
der Stellung der einzelnen Nebenländer. 

Was zunächſt das Fürſtenthum Serbien betrifft muß dieſe Frage unbedingt 
verneint werden. Dieſes Fürftenthum bildet zu Folge der demſelben garantirten Auto⸗ 
nomie der inneren Adminiſtratlon einen halbſouverainen Staat, wie die vereinigten 
Fürſtenthümer der Moldau und Walachei. Die Behörden des Landes haben zwar 
ehemals und bis in die neuere Zeit den Grundſatz der Auslieſerung von Uebel⸗ 
thätern auf Grund der Zuſicherung der Reciprocität befolgt. Ein Uebereinkommen 


bezüglich der Auslieferung von Stellungspflichtigen iſt aber bis nun noch nicht 


perfect geworden, daher iſt es gegenwärtig auch nicht möglich, die firftl.»ferbifche 
Regierung zur Auslieferung militärpflichtiger Individnen zu verhalten. 

In Egypten finden dagegen die zwiſchen der öſterr.⸗ungar. Monarchie 
einerſeits und dem türkiſchen Reiche andererſeits beſtehenden Gapitulationen volle 
Anwendung. Es iſt dort auch das Jurisdictionsrecht und die Polizeigewalt der 
k. und k. Conſularbehörden bisher noch immer aufrecht erhalten. Es gilt alſo 
bezüglich der zwangsweiſen Heimſendung renitenter Wehrpflichtiger aus Egypten 
dasſelbe, was hier oben in Anſehung der Türkei im Allgemeinen geſagt worden iſt. 

Das gleiche Princip gilt wohl auch bezüglich der ſogenannten ehemaligen 
Barbareskenſtaaten, von denen übrigens, ſeitdem Algier eine franzöſiſche 
Provinz und Tripolis dem türkiſchen Reiche als ein förmliches Paſchalik einver⸗ 
leibt worden iſt, nur mehr Tunis als ein beſonderer halbſouverainer Staat 
betrachtet werden kann. 

Jedenfalls iſt das Verfahren rückſichtlich dieſer Länder durch die Localver⸗ 
hältniſſe, die mangelhafte Verbindung und namentlich durch den Koſtenpunkt 
weſentlich erſchwert, ſo daß in ſolchen Fällen, wenn die Transportkoſten aus dem 
Vermögen des Stellungspflichtigen nicht gedeckt werden können, nur deſſen Inſtra⸗ 
dirung in Die Heimat anzuftreben iſt. 

Ueberhaupt iſt ſich bezüglich der Frage wegen der Tragung der Transport⸗ 
koſten in allen Fällen gegenwärtig zu halten, daß dieſe Koſten in erſter Linie der 
Stellungspflichtige aus Eigenem zu tragen hat. Die Entſcheidung über dieſe Koſten⸗ 
frage bei mittelloſen Stellungspflichtigen wird nachfolgen. 

Aus diefer Darſtellung ergibt ſich ſohin kurz gefaßt Nachſtehendes: 

1. Förmliche Carteleconventionen beſtehen derzeit nur mit den deutſchen 
Staaten und den vereinigten Fürſtenthümern der Moldau und Walachei. 

2. Unter den Staaten, mit denen keine Cartelconvention beſteht, nimmt nur 
die Türkei mit einigen Nebenländern eine erceptionelle Stellung ein, in Folge deren 
die Auslieferung von Recrutirungs küchtlingen unter gewiſſen Umſtänden verlangt 
werden kann. 

Gegenüber allen anderen Staaten iſt es durchaus nicht opportun in gegebenen 
Fällen die Auslieferung militärpflichtiger Oeſterreicher anzufuchen, indem ſolche Ein⸗ 
ſchreiten ohne allen Zweifel überall erfolglos bleiben würden. 

3. Hingegen kann allerdings bei den meiften befreundeten Staaten Europa's 
auf die Mitwirkung der Localbehörden inſoweit gerechnet werden, als es ſich nur 
darum handelt, wehrpflichtigen Inländern die Aufforderung zur Erfüllung ihrer 
Wehrpflicht zukommen zu machen. Nur in England kann dieſe Intervention in Folge 
der eigenthümlichen Formen der dortigen Adminiſtration nicht ftattfinden. 

In den überſeelſchen Ländern ift ſes im Allgemeinen auch nicht möglich, die 
Beihilfe der Localbehörden in Sachen der Heeresergänzung zu erlangen und daher 
muß es den k. k. Conſulaten überlaſſen werden, mit den ihnen zu Gebote ſtehenden 
allerdings geringen Mitteln, z. B. durch Aufforderungen in den Zeitungen u. dgl. 
den Aufenthalt wehrpflichtiger Inländer zu eruiren und ihnen die Weiſung zur Er⸗ 
füllung ihrer Wehrpflicht zukommen zu machen. Selbſtverſtändlich ift es bei allen 
Aufforderungen von Stellungspflichtigen zur Erfüllung ihrer Wehrpflicht, insbeſon⸗ 
dere aber, wenn ſich dieſe in Staaten befinden, mit denen kein Auslieferungsvertrag 
beſteht, angezeigt, daß das Hauptgewicht auf die perfönliche Verentwortlichkeit des 
Wehrpflichtigen gelegt werde. 


Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 11. September 1872, Z. 14.265, 

betreffend die Bejahung der Frage, ob die ſchon als Diener angeſtellten ehe⸗ 

maligen Unterofficiere nun auf Grund des Geſetzes vom 19. April 1872, R. G. 
Bl. Nr. 60 auch auf Beamtenſtellen aſpiriren können. 


Anläßlich der zur Sprache gekommenen Frage, ob ehemalige Unterofficiere, 
welche gegenwärtig bereits als Anıtediener, Amtsdienergehilfen ꝛc. bei k. k. Behörden 
angeſtellt find, ſich auf Grund des Geſetzes vom 19. April d. J. nunmehr um ſolche 
Beamtenſtellen, bezüglich deren den ausgedienten Unterofficieren nach den S$ 3 und 5 
das Vorzugsrecht eingeräumt iſt, bewerben dürfen, wird Enrer einverſtänd⸗ 
lich mit dem k. und k. Reichskriegsminiſterium und dem k. k. Landesvertheidigungs⸗ 
miniſterium zur gefälligen Kenntnißnahme und geeigneten Verfügung eröffnet, daß 
dieſes Recht den vorerwähnten Individuen nicht vorenthalten werden könne, allerdings je⸗ 
doch in der Vorausſetzung, daß ſie vor ihrer Anſtellung als Diener bereits nach der 
kaiſerlichen Verordnung vom 19. December 1853 als anſpruchsberechtigt anerkannt 
worden waren. 

Eine Betheilung mit dem im Geſetze vom 19. April d. J erwähnten Certifi⸗ 
cate kann aber bei denſelben nicht ſtattfinden, da fie ſchon active Staatsdiener find, 
ſondern es muß ihnen überlaſſen bleiben, ſich um derlei in Erledigung kommende 
Beamtenſtellen im Wege ihrer vorgeſetzten Behörde, welche auch zweifellos in der 
Lage ſein wird, die gegenwärtige Eignung eines ſolchen Individuums zur erſehung 
eines Beamtenpoſtens gehörig zu beurtheilen und zu ſchildern, in Competen zu feßen. 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 
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Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom 4. September 1872, Z. 7979, betreffend 
Mauthbefreiung der Reſerve⸗ und der Landwehr⸗(Landesſchützen⸗ Officiere, ſo 
wie der Officiere des Ruheſtandes und der Officiere außer Dienſt. 


Im Einvernehmen mit dem k. k. Reichskriegsminiſterium und mit dem k. k. 
Miniſterium für Landesvertheidigung wird erklärt, daß die Reſerve⸗, fo wie die Land⸗ 
wehr⸗ (Landesſchützen⸗) Officiere, dann die Officiere des Ruheſtandes und die Officiere 
„außer Dienft“ bei dienstlichen Anläſſen innerhalb der mauthfreien Garniſons⸗(Be⸗ 
quartierungs⸗) Rayons gleich den activen Officieren des k. k. gemeinſamen Heeres der 
Mauthfreiheit im Sinne des § 4 lit. f des Mauthnormales dann theilhaftig find, wenn 
fie die Uniform tragen und ſich rückfichtlich des dienſtlichen Charakters der Reiſe mit 
einem Reiſedocumente (Marſchroute, Einberufungsordre, Reiſebefehl) ausweiſen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die bei der Kanzlei des öſterr. kaiſerlichen Leopold⸗ 
Ordens in Erledigung gekommene Schatzmeiſterſtelle dem bisherigen Ordensherolde 
Sectionsrathe in der Präſidialkanzlei des Miniſterraths Anton Klaps verliehen und 
gm Ordensherolde den Hofſecretär des Oberſtkämmereramtes Eugen Hantken 

itter v. Pru dnik ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe und Finanzbezirksdirector in Kolomea 
Adolf Geiſtlenner eine Oberfinanzrathsſtelle zweiter Claſſe bei der galiziſchen Fi⸗ 
nanzlandesdirection verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſtertalſecretär im Miniſterium für Landes⸗ 
vertheidigung Johann Doleiſch anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Cha: 
rakter eines Sectionsrathes taxfrei verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Secretär der Wiener techniſchen Hochſchule Anton 
Edl. v. Gapp den Titel und Charakter eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Mafeſtät haben dem Evidenzhaltungs⸗Geometer Joſeph Giant das 
goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben den bisherigen a. o. Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter in Brüſſel, Grafen Karl von Vitzthum⸗Eckſtädt zum a. o. Geſandten 
und bevollmächtigten Miniſter am königlich ſpaniſchen Hofe und den bisherigen a. o. 
Geſandten und bevollmächtigten Miniſter in Madrid Grafen Bohuslav Chotek zum 
a. o. Geſandten und bevollmächtigten Miniſter am k. belgiſchen Hofe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem bisherigen Honorar⸗Viceconſul Leopold Sachsl 
in Preveſa den erledigten Honorar⸗Viceconſulspoſten in Phtlippopel verliehen und 
den Conſulatsdolmetſcher Joſeph Dragomanovic zum Honorar ⸗Viceconſul in 
Preveſa ernannt. ? 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe zweiter Claſſe bei der Finanz⸗ 
landesdirection in Prag Theodor Haſſen müller v. Ortſtein die Finanzdirectors⸗ 
ſtelle in Klagenfurt verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Miniſterium für Landesver⸗ 
theidigung Franz Wein meiſter den Titel und Charakter eines Sectkonsrathes 
tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Eiſenwerksdire ctor zu Neuburg Joſeph Schmid⸗ 
hammer taxfrei den Titel und Charakter eines Ber grathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Raimundo Real de Aſua in 
Bilbao zum unbeſoldeten Viceconful ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Bezirks hauptmänner zweiter Claſſe Franz 
Dokupil, Wilhelm Schuſter und Johann Aggermann v. Bellenberg zu 
Bezirkshauptmännern erfter Claſſe und die auf Bezirkscommiſſärsſtellen eingereihten 
früheren Bezirksvorſteher Alois Landfraß, Anton R. v. Mayers bach, Johann 
Schaffus und Joſeph Salacz zu Bezirkshauptmännern zweiter Claſſe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär der politiſchen Finanzlandesdirection 
Maximilian Ludwig zum Finanzrath und Finanzbezirksdireetor in Kolomea 
ernannt. 


Erledigungen. 


Dfficialöftelle erſter Claſſe im Status der Verwaltungsbeamten der drei Wiener 
Krankenanſtalten mit 1000 fl., eventuell mit 900 fl. und 250 fl. Quartiergeld und 
Naturalwohunng, eventuell Officialsſtelle zweiter Claſſe mit 800 fl. oder 700 fl. und 
200 fl. Quartiergeld, eventuell Officialsſtelle dritter Claſſe mit 600 fl. oder 500 fl. 
und 150 fl. Quartiergeld oder Naturalwohnung, bis 2. November. (Amtsbl. Nr. 248.) 

Proviſoriſche Bezirkscommiſſärsſtelle in Tirol mit 800 fl. Gehalt, bis 10. 
November. (Amtsbl. Nr. 248.) 

Prakticantenſtelle beim k. k. Generalprobiramte mit 1 fl. 50 kr. Diurnum, 
bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 250.) 

Rechnungsofftcialsſtelle dritter Claſſe beim Rechnungsdepartement der Salz⸗ 
burger Landesregierung mit 600 fl. Jahres gehalt, bis 15. November. (Amtsbl. 
Nr. 250,) 

Rechnungsofficialsſtelle erſter Claſſe beim Rechnungsdepartement der n. ö. 
Statthalterei mit 900 fl. Gehalt und 250 fl. Quartiergeld, eventuell eine Rechnungs⸗ 
officialsſtelle zweiter oder dritter Claſſe, bis 10. November. (Amtsbl Nr. 250.) 

Concipiſtenſtelle bei der Finanzdirection in Linz mit 700 fl. Jahresgehalt, bis 
25. November. (Amtsbl. Nr. 251.) 

Oekonomiſche Referentenſtelle für die Bezirke Gmunden und Vöcklabruck mit 
5 fl. Taggeld, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 251.) 

Bezirksarztesſtelle in Wiznitz mit 800 fl. Gehalt und Quinquennalzulage, bis 
4. December. (Amtsbl. Nr. 251.) 

Oberamtscontrolorsſtelle dritter Claſſe bei den Linien⸗Verzehrungsſteuerämtern 
in Wien mit 1200 fl Gehalt und Naturalwohnung oder 200 fl. Quartiergeld, 
eventuell eine Hauptamts⸗Einnehmersſtelle erſter Claſſe mit 1100 fl. Gehalt und 
Naturalwohnung oder 200 fl. Quartiergeld, bis 24. November. (Amtsbl. Nr. 251.) 

Amtsaſſiſtentenſtelle bet den Tabak» und Stempelverſchleißämtern der n. ö. 
Finanzlandesdirection mit 500 Gehalt und 120 fl. Quartiergeld im Falle der Ver⸗ 
wendung in Wien, bis 20. November. (Amtsbl. Nr. 252.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


